
4 Nr. 59 • Juli 2002 5Nr. 59 • Juli 2002

ben, im Sinne von Solidarität, 
Gerechtigkeit und ökologischer 
Verantwortung. Als wesentliche 
Handlungsoptionen hierfür sind 
zu nennen:
è Besteuerung internationaler 
Finanztransaktionen
è Demokratisierung des Inter-
nationalen Währungsfonds
è Durchsetzung des Kyto-Pro-
tokolls zum Klimaschutz
è Zusammenwachsen Europas 
in einer demokratisch reformier-
ten EU
è soziale und ökologische 
Richtlinien für das Welthandels-
abkommen GATT
è Einrichtung eines internatio-
nalen Strafgerichtshofs

Positive Aspekte umfasst die 
Globalisierung freilich auch: 
Der weltweit mögliche Zugriff 
auf Informationen durch das In-
ternet oder global wahrgenom-
mene Sportveranstaltungen wie 
die Fußball-WM lassen Völ-
ker und Kulturen zusammenrü-
cken. Zudem gilt: Auch Globa-
lisierungskritiker nutzen die glo-
balen Möglichkeiten und unter-
halten mittlerweile weltumspan-
nende Beziehungen.

Gerade diese neuen Akteu-
re und international vernetz-
ten Basisorganisationen werden 
den Globalisierungsprozess ent-
scheidend mit beeinflussen, weil 
sie dafür sorgen, dass sich Zi-
vilgesellschaften in die Weltpo-
litik einmischen. Eine neue Be-
deutung von Globalisierung: die 
Vision einer demokratischen 
Weltinnenpolitik.

Von der “Rückkehr nach Eur-
opa“ sprach der frühere Dissi-
dent und heutige tschechische 
Staatspräsident Vaclav Havel 
nach dem Zusammenbruch 
des real existierenden Sozialis-
mus für Osteuropa und mein-
te damit das Verlangen, nicht 
länger von der Entwicklung 
der liberalen europäischen De-
mokratien abgeschnitten zu 
sein. Heute, knapp dreizehn 
Jahre später, ist immer noch 
kein osteuropäisches Land 
Vollmitglied der EU.

Während Polen, Ungarn 
und Tschechien bereits ein-
gebunden sind in das Militär-
bündnis der NATO, bemühen 
sich die Zivilgesellschaften die-
ser und weiterer Länder nach 
wie vor, die ökonomischen 
Auflagen der EU zu erfüllen. 
Größtenteils erreichen sie nur 
ein Viertel des durchschnittli-
chen Brutto-Inlandsprodukts 
der EU-Staaten.

Die neue politische Klasse 
der östlichen Länder will den 
EU-Beitritt so rasch wie mög-
lich, doch in der Gesellschaft 
macht sich zunehmende Skep-
sis breit. In Polen etwa radika-
lisieren sich die Bauern und 
wehren sich schon jetzt – teil-
weise gewaltsam – gegen EU-
Importe landwirtschaftlicher 
Produkte. Hier und da droht 

eine Ablehnung des EU-Bei-
tritts per Volksentscheid.

Auch bei den Alt-Mitglie-
dern hält sich die Begeisterung 
über eine EU-Osterweiterung 
in Grenzen. In Deutschland 
wird befürchtet, dass Krimina-
lität zunimmt, dass einerseits 
Produktionsstätten in die öst-
lichen Niedriglohnländer ab-
wandern, andererseits billige 
Arbeitskräfte durch Migration 
zu Lohndumping führen.

Immerhin hat die EU eine 
so genannte “Kommunikati-
onsstrategie für die Erweite-
rung“ aufgelegt: In den Jahren 
2000 bis 2006 sollen rund 147 
Mio Euro ausgegeben werden, 
um in Ost wie West die Öf-
fentlichkeit über Beitritt und 
Konsequenzen aufzuklären 
und zum Dialog einzuladen.

Bei allen vorauszusehen-
den Schwierigkeiten im De-
tail darf nämlich nicht die Ge-
samtperspektive aus den Au-
gen verloren werden. Ein ge-
eintes Europa sichert nicht 
nur den Frieden, sondern bie-
tet den Beitrittsländern auch 
dringend notwendige wirt-
schaftliche und kulturelle Per-
spektiven. Und auch Westeu-
ropa wird profitieren: Denn 
die absolut notwendige De-
mokratisierung der EU, die 
Forderung nach mehr Trans-
parenz und Bürgerbeteiligung 
bekommt erfahrene Bündnis-
partner. Schließlich haben die 
Bürgerbewegungen in Osteur-
opa schon einmal gezeigt, dass 
sie Betonstrukturen quasi über 
Nacht zum Einsturz bringen 
können.
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Rückkehr 
nach 
Europa

„Globalisierung“ ist ein Mo-
debegriff unserer Zeit. Während 
viele Menschen die undurch-
schaubar gewordenen Prozesse 
der Globalisierung teils instink-
tiv teils argumentativ ablehnen, 
beschwören andere das Gegen-
teil. Eine „gerechte Globalisie-
rung“ verlangen auch die Bünd-
nisgrünen. Und selbst die inter-
nationale Basisbewegung Attac, 
von den Medien als „Globalisie-
rungsgegner“ tituliert, fordert in 
Wahrheit eine „Globalisierung 
von unten“. Anscheinend geht 
es also nur noch um das „wie“, 

Die Unabwendbarkeit der Globalisierung
Es geht nicht mehr um das Ob sondern um das Wie –  Die Globalisierung muss gerecht, 
demokratisch, sozial und ökologisch sein

nicht mehr aber um das „ob“ 
der Globalisierung.

Der Begriff der Globalisie-
rung hat in den gut 15 Jahren 
seiner Existenz bereits einen Be-
deutungswandel vollzogen. Ur-
sprünglich wurde mit dem Be-
griff ausschließlich die zuneh-
mende globale Verflechtung der 
Ökonomien, insbesondere der 
Finanzmärkte bezeichnet.

Die Existenz globaler Mäch-
te hat jedoch viele Schattensei-
ten: immer mehr Armut, die 
Vernichtung der Existenzbedin-
gungen traditioneller Produzen-
ten, Ausbeutung der Menschen 

in armen Ländern durch global 
agierende Produktionsfirmen, 
Verlust kultureller und sozialer 
Vielfalt und beschleunigter öko-
logischer Raubbau.

Schlimm ist allerdings auch 
die Alternative „Entkoppelung 
von der Globalisierung“: wenn 
ärmste Regionen von den Glo-
bal Players daran gehindert wer-
den, am Weltmarkt teilzuhaben. 
Folge ist, aufgrund mangelnder 
eigener Ressourcen, eine Verste-
tigung der dortigen Problemlage 
von Hunger und Armut.

Doch auch innerhalb der In-
dustriestaaten gibt es Gewinner 
und Verlierer. Sozialstaat und 
ökologische Standards geraten 

massiv unter Druck. Neolibe-
rale Kräfte propagieren die Lo-
gik des Weltmarktes, der Staat 
sei wie ein Unternehmen zu füh-
ren, die „Deutschland AG“ wird 
ausgerufen.

Dagegen setzen sich vie-
le Menschen und auch Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Recht 
zur Wehr. Sie wollen der Glo-
balisierung einen Rahmen ge-
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